
Zahlen des Monats
Imageverlust
Bundeskanzlerin Angela Merkel lässt 
Federn. Seitdem die Flüchtlingsproble-
matik das Land ereilt hat, ist ihr Anse-
hen in der Bevölkerung und in der eige-
nen Partei gesunken. Auch die Union 
selbst hat gelitten. Aktuelle Zahlen des 
Forsa-Instituts ergeben, dass die Umfra-
gewerte von CDU/CSU seither kontinu-
ierlich nach unten gehen. Lag die Partei 
Ende September noch bei 41 bis 42 Pro-
zent, kam sie drei Wochen später nur 
noch auf 38 Prozent. Merkels Flücht-
lingspolitik halten nur noch 49 Prozent 
der CDU-Anhänger für richtig. 

Auslaufmodell?
Ist die klassische Familie in Deutsch-
land ein Auslaufmodell? Vielleicht nicht 
ganz, aber Fakt ist, dass immer mehr 
Menschen nicht mehr als Familie in ei-
nem Haushalt zusammen leben. Laut 
Statistischem Bundesamt lebte 2013 nur 
noch weniger als die Häl�e der Bevöl-
kerung als Elternteil oder Kind in einer 
Familie zusammen. 29 Prozent lebten 
als Paar zusammen, allerdings ohne 
Kind. Und 22 Prozent der Bürger waren 
alleinstehend. In den Jahren zwischen 
1996 und 2013 sank die Zahl der Fami-
lien von 9,4 auf 8,1 Millionen.

Beitragsanstieg
Es war schon lange vorherzusehen. 
Und 2016 passiert es nun: Die Kassen-
beiträge steigen wieder. Ab Januar dür-
fen die gesetzlichen Krankenkassen 
wieder selbst über einen Teil der Bei-
träge entscheiden. Der durchschnittli-
che Beitrag steigt im nächsten Jahr laut 
Schätzerkreis beim Bundesversiche-
rungsamt um 0,2 Prozentpunkte auf 
15,7 Prozent. Die Mehrkosten tre�en 
allein die Arbeitnehmer. Der Anstieg 
wird über den so genannten Zusatzbei-
trag geregelt, den nur die Arbeitneh-
mer zahlen müssen.
 mf

Deutsche Ärzteversicherung

Versicherungsschutz für zahnärztliche  
Betreuung von Flüchtlingen
Die Deutsche Ärzteversicherung hat auf-
grund der aktuellen Flüchtlingssituation 
beschlossen, Ärzten und Zahnärzten, die 
ambulante Behandlungen von Flüchtlin-
gen vornehmen, Versicherungsschutz in 
der Berufsha�p�icht-Versicherung zu ga-
rantieren. Dies gilt für alle laufenden Be-
rufsha�p�ichtverträge von Ärzten und 
Zahnärzten. Jedem Arzt und Zahnarzt 
wird auf Wunsch eine entsprechende 
Versicherungsbestätigung ausgestellt, 
wobei diese Regelung auch ohne explizi-
te Bestätigung für alle versicherten Ärzte 
und Zahnärzte gilt. Der Versicherungs-
schutz gilt sowohl für privatrechtliche 
Ansprüche als auch für ö�entlich-recht-
liche Ansprüche des jeweiligen Bundes-

landes bei grob fahrlässigem Verhalten 
des Behandelnden. Nach derzeitigen 
Überlegungen der Bundesländer sollen 
Ärzte und Zahnärzte, die sich bereits im 
Ruhestand be¥nden, für die ambulante 
Behandlung auf ehrenamtlicher Basis 
eingesetzt werden. Nordrhein-Westfalen 
hat hierzu festgestellt, dass hier das 
Staatsha�ungsrecht anzuwenden ist und 
Ansprüche somit gegen das Land zu rich-
ten sind. Bei grober Fahrlässigkeit kann 
das Land Rückgri� auf den Arzt und 
Zahnarzt nehmen. Die Berufsha�p�icht-
Versicherungsverträge der Deutschen
Ärzteversicherung bieten auch in diesen 
Fällen Versicherungsschutz.
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